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Adrian Schmid

Ist 2022 das letzte Jahr der
Corona-Krise?
Das hoffe ich. Das Virus wird zwar
nicht verschwinden und uns sicher
auch im kommenden Winter be-
schäftigen. Aber nicht in dem Aus-
mass, dass es erneut zu einer Kri-
se kommen wird.
Wasmacht Sie da so sicher?
Das Virus trifft nicht mehr wie zu
Beginn der Pandemie auf eine Be-
völkerung, die völlig ungeschützt
ist. Es werden neue Medikamente
entwickelt, und die Zahl der Gene-
senen und Geimpften wird immer
grösser. Wir stehen kurz davor, von
einer pandemischen in eine ende-
mische Situation zu wechseln.
Tatsächlich? Die letzten zwei
Jahre haben immer wieder
Überraschungen gebracht.
Das ist richtig. Wenn das Virus
aber bleibt, ist eine endemische
Zirkulation ähnlich wie bei der sai-
sonalen Grippe die logische Folge.
Wir wissen einfach noch nicht, wie
diese Phase aussehen wird. Ende-
misch ist nicht gleichbedeutend
mit «mild». Es kann immer noch
grosse Wellen mit vielen Kranken
geben. Ob diese schlimmer oder
weniger schlimm als Grippewel-
len sein werden, lässt sich im Mo-
ment nicht sagen.
Nun kommt aber zuerst der
Omikron-Sturm.Warum zieht
dieser so schnell auf?
Omikron kann Geimpfte und Ge-
nesene viel besser infizieren, als das
bei den anderen Varianten der Fall
war. Zudem gibt es Hinweise dar-
auf, dass die Inkubationszeit kür-
zer ist. Bei Delta war jemand nach
vier bis fünf Tagen ansteckend, bei
Omikron könnte das schon nach
drei Tagen möglich sein.
Die Folgen sehen wir jetzt.
Genau, wie in Südafrika, Däne-
mark oder Grossbritannien breitet
sich Omikron auch in der Schweiz
viel schneller aus als die bisherigen
Varianten. Der Übertragungsvor-

teil im Vergleich zu Delta beträgt
etwa 20 bis 40 Prozent pro Tag.
Omikron wird daher immer domi-
nanter und setzt sich nun gegen-
über Delta durch. Es ist denkbar,
dass wir im Januar 30’000 Fälle pro
Tag erreichen. Dazu kommt eine
beachtliche Dunkelziffer.
Karl Lauterbach, der deutsche
Gesundheitsminister, geht von
einer zwei- bis dreimal höheren
7-Tage- Inzidenz aus. Ist das in
der Schweiz auchmöglich?
Faktor drei ist hoffentlich zu hoch.
Eine doppelt so hohe Inzidenz
würde mich aber nicht überra-
schen. Das zeigt schon nur die Tat-
sache, dass mittlerweile in der
Schweiz über ein Viertel der PCR-
Tests positiv ausfallen.
Dann sind wir schon jetzt bei
rund 40’000 Fällen pro Tag?
Das ist durchaus plausibel.
Wo ist die Grenze?
Bei den offiziellen Fallzahlen er-
reichen wir diese bald. Wenn die
Labors nicht mehr genügend Ka-
pazitäten haben, werden sich nicht
mehr alle Leute testen lassen kön-
nen. Die Obergrenze ist auch von
den Massnahmen abhängig, die
ergriffen werden. Zudem muss
man aber auch sehen, dass dem Vi-

rus ab einem gewissen Zeitpunkt
die Wirte allmählich ausgehen. In
Teilen Südafrikas scheint dieser
Punkt schon erreicht zu sein.
Wann ist es bei uns so weit?
Man darf die Situation zwar nicht
direkt mit der in Südafrika verglei-
chen. Dort ging die Omikron-Wel-
le aber einen Monat hoch und
flacht seitdem wieder ab. Demnach
könnte auch in der Schweiz Ende
Januar das Gröbste vorüber sein.
Dann könnte man doch sagen:
Augen zu und durch.
In England ist das in gewisser Wei-
se die Strategie. 20’000 Fälle pro
Tag in der Schweiz und eine eben-
so hohe Dunkelziffer bedeuten,
dass sich pro Woche rund 3 Pro-
zent der Bevölkerung infizieren.
Wenn sich das Virus aber im glei-
chen Tempo weiterverbreitet, wird
das schnell mehr. In diesem Sze-
nario könnte innert Wochen das
halbe Land an Corona erkranken.
Ist das nicht alarmistisch?
Das glaube ich nicht. Die Zahlen
sprechen für sich. In London waren
beispielsweise rund 6 Prozent in ei-
ner zufälligen Stichprobe in derWo-
che vor Weihnachten positiv.
Braucht es daher sofort
schärfere Massnahmen?
Das kommt darauf an, welche Zie-
le sich die Politik setzt und ob sie
es zulassen will, dass die Krise in
den Spitälern noch grösser wird.
Dort müssen schon jetzt wichtige
Operationen verschoben werden,
und Triage-Entscheide stehen un-
mittelbar bevor. Wenn man dies
verhindern will, muss die Ausbrei-
tung jetzt gebremst werden. Wenn
darüber hinaus die Bevölkerung,
insbesondere die Kinder, eine
Chance erhalten soll, sich mit Imp-
fung und Booster zu schützen,
muss die Ausbreitung des Virus
eingedämmt werden.
Noch nimmt der Bundesrat eine
höhere Auslastung in den
Spitälern in Kauf, weil etwa
nicht klar ist, wie gefährlich
Omikron wirklich ist.

Das ist in der Tat die grosse Unbe-
kannte für das Gesundheitswesen.
Ob Omikron wirklich mildere Ver-
läufe zur Folge hat, ist nach wie vor
ungesichert. Es gibt zwar erste Da-
ten aus Grossbritannien und Süd-
afrika, die zeigen, dass die Verläu-
fe etwas milder als bei Delta sind.
Das hat auch der Bundesrat
festgestellt.
Aber eben nur etwas milder. Der
viel grössere Effekt ist folgender:
Weil nun auch sehr viel mehr Ge-
impfte und Genesene infiziert wer-
den und diese Menschen einen gu-
ten Schutz gegen schwere Erkran-
kungen aufweisen, sind die Ver-
läufe im Durchschnitt eher milder
und demnach werden auch die Spi-
täler weniger belastet. Das zeigt
einmal mehr, wie wichtig die Imp-
fung ist, um die Pandemie zu be-
wältigen.
Also ist es doch folgerichtig,
dass der Bundesrat zuwartet?
Nicht unbedingt. Auch mit Omi-
kron ist die Zahl der Hospitalisie-
rungen nicht unerheblich. Die Fall-
zahlen steigen sehr schnell, und
wir haben nicht mehr viel Spiel-
raum in den Spitälern. Selbst wenn
ein kleinerer Bruchteil der Fälle
hospitalisiert wird, können sehr
viele Fälle in kurzer Zeit das Sys-
tem schnell an die Grenze bringen.
WelcheMassnahmen wären
denn nötig?
Die letzten knapp zwei Jahre ha-
ben gezeigt, dass Kontaktbeschrän-
kungen funktionieren und damit
Wellen gebrochen werden. Des-
halb könnte man jetzt bei den
Grossveranstaltungen ansetzen
und auch dort, wo sich die Men-
schen weiterhin ohne Maske in
Innenräumen treffen.
Gemäss Bundesrat Alain Berset
kommen Schliessungen von
Restaurants oder Bädern aber
nur als Ultima Ratio infrage.
Das wäre ein Grund gewesen, um
früher zu reagieren, damit man gar
nicht erst in eine solche Situation
kommt.

«InnertWochen könnte das
halbe Land erkranken»

Bald 30’000 Fälle pro Tag und nur etwasmildere Verläufe bei Omikron:
Der Taskforce-Experte Richard Neher sieht trotzdemGrund zur Hoffnung

«Mittlerweile fällt in der Schweiz über ein Viertel der PCR-Tests positiv aus»: Covid-Testzentrum in Genf Foto: Keystone

Der Biophysiker
RichardNeher ist
Professor am
Biozentrum der
Universität Basel
underforscht die

EvolutionvonViren undBakterien.
Zudem ist er Mitglied der wissen-
schaftlichenCorona-Taskforcedes
Bundes.Vor seiner Zeit inBaselwar
er am Max-Planck-Institut für Ent-
wicklungsbiologie in Tübingen tä-
tig. Neher ist 42 Jahre alt und
stammt ausDeutschland. SeinVa-
ter Erwin Neher, auch ein Biophy-
siker, erhielt 1991denNobelpreis.

Der Virenforscher

Was die SVP mit einer Initiative 2020 nicht schaffte,
hat der Bundesrat mit seinem Nein zum Rahmenver-
trag nun vielleicht selbst angestossen: eine Kündigung
des freien Personenverkehrs mit der EU. Dies scheint
viel realistischer zu sein, als viele in der Schweiz wahr-
haben wollen.

In einer neuen Studie kommt das Wirtschaftsfor-
schungsinstitut BAK Economics zum Schluss, dass bei
der Personenfreizügigkeit kurzfristig zwar kaum Nach-
teile zu erwarten seien, «mittel- oder längerfristig wäre
aber eine Kündigung des Abkommens möglich».

Nach dem Scheitern des Rahmenabkommens ha-
ben die Basler Wirtschaftsexperten im Auftrag der
deutsch-französisch-schweizerischen Oberrheinkon-
ferenz analysiert, mit welchen Folgen im Grenzgebiet
zu rechnen ist. Und dabei halten die Autoren ein Ende
oder zumindest Einschränkungen der Personenfrei-
zügigkeit für derart plausibel, dass sie dies in ihrer Stu-
die als eines von drei Hauptproblemen darstellen –
neben den Bereichen Forschung und technische Han-
delshemmnisse.

WenigerWachstum und
auch wenigerWohlstand

Gemäss BAK-Analysten hätte ein Ende der Personen-
freizügigkeit «grosse Auswirkungen»: weniger Grenz-
gänger, weniger verfügbare Arbeitskräfte, erschwerte
Bedingungen für grenzüberschreitende Dienstleistun-
gen, weniger Wachstum und auch weniger Wohlstand.
Und allein schon die Unsicherheit über die zukünfti-
ge Entwicklung könne «gewisse Verhaltensänderun-
gen bei den Wirtschaftssubjekten» auslösen.

In der Region Basel sind die ersten Folgen des ge-
scheiterten Rahmenabkommens schon jetzt spürbar.

«Der Abbruch der Verhandlungen stellt für uns eine
ausserordentliche Zäsur dar», sagt Beat Jans, Regie-
rungspräsident von Basel-Stadt und Alt-SP-National-
rat. Die Standortattraktivität erodiere. «Es ist nicht
mehr sicher, dass Unternehmen weiterhin in Basel in-
vestieren.»

Am schlimmsten sei die Situation derzeit für die
Forschung. Ohne Teilnahme am EU-Programm Ho-
rizon werde es für die Universität schwierig, gute Leu-
te zu holen. Und auch die Wirtschaft ist gemäss Jans
auf eine hochstehende, öffentliche Forschung ange-
wiesen.

Die BAK-Studie zeigt zudem, dass zwar auch Ba-
den-Württemberg und das Elsass vom Nein zum Rah-
menabkommen betroffen sind. Doch nirgends sind
die Auswirkungen grösser als in der Nordwestschweiz,
selbst im Vergleich zu anderen Gegenden in der
Schweiz. In der Region Basel seien die «intensivsten
sowie auch die breitesten Konsequenzen» zu erwar-
ten, heisst es – und zwar bei der Personenfreizügig-
keit, bei der Forschung und beim Handel.

Das ist aus Sicht des ganzen Landes von Bedeu-
tung, denn das kleine Basel-Stadt ist mit Abstand
Export-Schweizer-Meister. 2020 kamen 30 Prozent
der Ausfuhren, konjunkturell bereinigt, von dort.
Für Jans ist deshalb klar: «Wir müssen handeln.» Die
Schweiz sei ein Teil von Europa und auf gute Bezie-
hungen mit der EU angewiesen. «Wir können es nicht
darauf ankommen lassen, dass am Ende auch noch
die Personenfreizügigkeit wegbricht. Das wäre gra-
vierend.»

Jans ist deshalb froh, gibt es erste Pläne, um das
Verhältnis zwischen der Schweiz und der EU zu nor-
malisieren. Auch Basel-Stadt werde alles versuchen,
was möglich sei. Die Einflussmöglichkeiten seien je-
doch begrenzt. «Aussenpolitik ist immer noch Bun-
dessache.» Adrian Schmid

Experten
warnen vor
Kündigung der
Personen-
Freizügigkeit
Ein Ende hätte «grosse

Auswirkungen» – insbesondere
in der Region Basel
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Der Rapper Knackeboul spricht be-
reits von «Bundesratslosigkeit»,
während Massnahmenkritiker wie
Nicolas A. Rimoldi für einmal er-
freut sind: «Endlich macht der Bun-
desrat mal etwas richtig», schrieb
er auf Twitter.

Der Bundesrat tauschte sich am
Freitag telefonisch über die Coro-
na-Situation aus, verzichtete aber
darauf, neue Massnahmen zu er-
greifen. Dem Vernehmen nach wa-
ren gar keine beantragt worden –
auch nicht von Alain Berset.

Der oberste Gesundheitsdirektor
Lukas Engelberger stützt das Vor-
gehen – obwohl auch er, wie die
Landesregierung, besorgt ist über
die hohen Fallzahlen und Auslas-
tungen der Spitäler. Zudem hatten
in den letzten Tagen andere Kan-
tonsvertreter wie Guido Graf aus
Luzern oder der Genfer Mauro
Poggia schärfere Regeln gefordert.
«In den letzten Stunden des alten
Jahres die Massnahmen anzupas-
sen, hätte panikartig gewirkt», sagt
Engelberger.

Der Bundesrat will abwarten, bis
mehr zur Gefährlichkeit von Omi-
kron bekannt ist. Unklar sei etwa,
wie viele der hospitalisierten Per-
sonen auf einer Intensivstation be-
handelt werden müssten, hiess es
in einer Mitteilung vom Freitag.
«Der Bundesrat will weitergehen-
de Massnahmen erst dann ergrei-
fen, wenn sie unumgänglich sind.»

«Die nächsten Tage sind ent-
scheidend», sagt jetzt aber auch En-
gelberger. Bis Mittwoch würden
neue Daten vorliegen, die zeigten,

in welche Richtung es gehe. «Soll-
te die Auslastung der Intensivsta-
tionen bis dahin weiter ansteigen,
wird der Bundesrat nicht darum
herumkommen, nächste Woche
neue Massnahmen zu beschlies-
sen oder zumindest den Kantonen
zur Konsultation vorzulegen.»

Die neuenVerschärfungen
müssen vom Bund kommen

Engelberger betont aber: «Das
Wichtigste ist, dass wir eine pas-
sende Antwort auf die Omikron-

Welle bereithaben und nicht ein-
fach auf die bequemste setzen.»

Dass die Kantone von sich aus
die Regeln anpassen würden,
denkt er nicht. «Wenn es weitere
Verschärfungen braucht, müssen
die vom Bund kommen, soweit sie
die Grundregeln betreffen, also
etwa, wo 2-G oder 2-G plus gilt.»
In wichtigen Bereichen wie in den
Schulen oder bei Grossveranstal-
tungen hingegen seien die Kanto-
ne in der Verantwortung und wür-
den diese wahrnehmen.

Wann die nächsten Krisensitzun-
gen stattfinden, ist indes offen.
Weder zwischen Bund und Kan-
tonen noch unter den Bundesrats-
mitgliedern ist für nächste Woche
ein Austausch geplant. Sitzungen
und Konferenzen können jedoch
auch kurzfristig anberaumt wer-
den. Bis auf weiteres hält Alain
Berset die Regierung mit «Infor-
mationsnotizen» über die Lage auf
dem Laufenden, wie Bundesrats-
sprecher André Simonazzi bestä-
tigt. Adrian Schmid

Für Engelberger sind die nächstenTage «entscheidend»
Der oberste Gesundheitsdirektor Lukas Engelberger ruft den Bundesrat zum Handeln auf, sollte sich nächsteWoche die Pandemie weiter verschlimmern

Fabienne Riklin

«Wir sind Land unter», sagt Mi-
chael Kaess, Direktor und Chef-
arzt der Universitätsklinik für Kin-
der- und Jugendpsychiatrie der
Universitären Psychiatrischen
Dienste Bern (UPD). Um fast 50
Prozent sind die Fallzahlen wäh-
rend der Pandemie gestiegen, die
akuten psychiatrischen Notfälle in
einigen Phasen gar um 100 Pro-
zent. «Wir tun, was wir können,
um den jungen Patienten zu hel-
fen. Aber wir brauchen dringend
mehr Personal.»

Einige Stellen konnte Kaess in
den letzten Monaten zusätzlich
schaffen. Das reicht aber bei wei-
tem nicht. Die Situation sei drama-
tisch, sagt er. «Wir können den Kin-
dern und Jugendlichen nicht die
medizinische Behandlung bieten,
die ihnen eigentlich zustehen wür-
de.» Insbesondere jene, die sich
nicht in einer Notsituation befin-
den, müssen sich hinten anstellen.
Manche warten bis zu einem Jahr,
bis man sich ihrer annehmen kann.

Triage nun also auch in den Kin-
der- und Jugendpsychiatrien? «An-
ders als auf den Intensivstationen
in den Spitälern entscheiden wir
nicht unmittelbar über Leben und
Tod», sagt Kaess. Aber sie seien ge-
zwungen, zwischen der Schwere
der Erkrankungen und der damit
einhergehenden Dringlichkeit ei-
ner Abklärung oder Behandlung
zu unterscheiden. «Es hat schlicht
nicht genügend Fachpersonal für
alle, vor allem Ärztinnen und Ärz-
te fehlen.» Und so schnell wird sich
dies auch nicht ändern. Etwa zehn
Jahre dauert die Ausbildung vom
Medizinstudium zum Facharzt.
Meist sogar noch mehr.

Aktuell landen sämtliche elek-
tiven Fälle auf einer Warteliste. Da-
durch können sich die Psychiater
und auch Psychotherapeutinnen
um jene kümmern, die in einer le-
bensbedrohlichen Situation sind.
Beispielsweise um diejenigen, die
akut suizidgefährdet sind oder an
einer schweren Depression, Ess-
störungen oder Wahnvorstellun-
gen leiden.

Unzähligen Jugendlichen
droht Invalidität

Auch die Klinik für Kinder und Ju-
gendliche der Universitären Psy-
chiatrischen Kliniken Basel (UPK)
geht so vor. Psychologen und Ärz-
tinnen nehmen dort die Triage vor.
Am Telefon versuchen sie mit den
Familien und den Jugendlichen
herauszufinden, wer sofort oder

sehr bald gesehen werden muss
und wer noch auf eine Therapie
warten kann.

«Bisher war es möglich, alle
Notfall- und Krisensituationen
aufzufangen», sagt Alain Di Gal-
lo, Chefarzt der Kinder- und Ju-
gendklinik. «Auch jetzt über die
Festtage.» Doch weil die Stationen
so voll sind, müssen die Jugendli-
chen teilweise in die Erwachsenen-
psychiatrie verlegt werden oder
man versucht, mit Jugendheimen
eine Lösung zu finden. Für Di Gal-
lo ist klar: «Die Triage darf kein
Dauerzustand sein.»

Auch deshalb nicht, weil die Kli-
niken zulasten einer frühzeitigen
Diagnose und entsprechender The-
rapie triagieren müssen. «Dabei
wäre es wichtig, psychische Prob-

leme rasch zu behandeln, sonst
droht eine Verschlimmerung», sagt
Di Gallo. Das sieht auch Kinder-
und Jugendpsychiater Kaess so. Im
Jugendalter werde der Grundstein
für ein gesundes Leben gelegt. «Wir
sollten daher alles daransetzen,
dass Kinder und Jugendliche die
bestmögliche Behandlung erhalten
und damit in die Gesundheit einer
Generation investieren.» Ansons-
ten drohen unzählige Jugendliche
in die Invalidität zu rutschen.

Schon vor der Pandemie war
die Situation in der Kinder- und
Jugendpsychiatrie angespannt.
Doch die Krise hat die Situation
verschärft. Grund dafür: Viele
nahe Bezugspersonen von Kindern
und Jugendlichen – Eltern, aber
auch Lehrerinnen und Berufsbe-

gleiter – sind selbst erschöpft. Das
Umfeld, das den Kindern Sicher-
heit bieten sollte, gerät an seine
Grenzen. Vor allem, wenn es be-
reits zuvor belastet war, beispiels-
weise durch konfliktreiche Bezie-
hungen, enge Wohnverhältnisse
oder finanzielle Schwierigkeiten.

Keine einheitliche Strategie
für schulpflichtige Kinder

«Wir sehen viele psychische Kri-
sen, bei denen ich den Eindruck
habe, dass die Kinder Symptom-
träger ihres überforderten Umfel-
des sind», sagt Di Gallo. Grosse
Sorgen bereiten ihm auch die de-
pressiven Stimmungen der Jugend-
lichen, vor allem der Mädchen. Oft
sind diese auch mit Suizidalität
verbunden.

Diese widerspiegelt sich auch beim
Beratungstelefon 147 der Stiftung
Pro Juventute. Täglich rufen dort
sieben Jugendliche an, um über
Suizidgedanken zu sprechen. Im
Vergleich zu den Jahren vor der
Pandemie sind das fast doppelt so
viele. «

Die psychische Situation von
Kindern und Jugendliche hat sich
insbesondere im zweiten Corona-
Jahr noch einmal verschlechtert»,
sagt Lulzana Musliu von Pro Ju-
ventute. Es sei unverständlich, dass
nach zwei Jahren Pandemie noch
keine einheitliche Strategie für
schulpflichtige Kinder besteht.
«Man hat es verpasst, weniger ein-
schneidende Massnahmen für Kin-
der und Jugendliche festzulegen»,
sagt Musliu.

Triage in der Jugendpsychiatrie
Weil so viele jungeMenschen unter der Pandemie leiden und es an Fachpersonal mangelt, müssen
Kinder- und Jugendpsychiatrien selektionieren, teilweise kommt es zuWartezeiten von einem Jahr

Zu viele junge Patienten, zu wenig Personal. Auch die Universitätsklinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie in Bern (UPD) muss triagieren Foto: Tamedia


